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18. Wahlperiode Eingang: 3.7.2026  

 

 

 

 

Kleine Anfrage 

des Abg. Dr. Boris Weirauch SPD 

 

Erarbeitung eines Hitzeaktionsplans und Umsetzung von 

Hitzeschutzmaßnahmen in Karlsruhe 

 

 
Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Inwieweit wurde in Karlsruhe bereits ein Hitzeaktionsplan beschlossen? 

 

2. In welchem Umfang wurden in Karlsruhe in den vergangenen drei Jahren bereits Hitze-

schutzmaßnahmen ergriffen und umgesetzt? 

 

3. Welches waren die wesentlichen und häufigsten Hitzeschutzmaßnahmen im Rahmen 

dieser Umsetzungen? 

 

4. In welchem Umfang hat die Stadt dabei auch Fördermittel des Landes oder ihrer Kennt-

nis nach des Bundes für welche Maßnahmen in Anspruch genommen? 

 

5. Welche Verbesserungen wurden in Karlsruhe für den Hitzeschutz in Krankenhäusern, 

Kindertageseinrichtungen und Schulen sowie Pflegeheimen bereits erreicht? 

 

6. Verfügt Karlsruhe über Wegweiser, Karten oder Apps, die auf „kühle Orte“ hinweisen? 

 

7. Wie ist in Karlsruhe die Baumpflanzung im innerörtlichen Bereich, die Schaffung neuer 

und Erweiterung vorhandener Grünflächen sowie die Fassaden- und Dachbegrünung in 

den letzten drei Jahren (2023 bis 2025) vorangeschritten? 

 

8. Welche Angebote an kostenlosem Trinkwasser und kühlen, schattigen Aufenthaltsorten 

wurden in Karlsruhe in den letzten drei Jahren (2023 bis 2025) geschaffen? 

 

9. Wie bewertet sie den Fortschritt im Hitzeschutz in Karlsruhe und welche Hilfestellung 

gewährt das Land bei Hitzeschutzmaßnahmen? 

 

 

3.7.2026 

 

Dr. Weirauch SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Die immer spürbareren Auswirkungen des Klimawandels machen neben anderen Maßnah-

men auch einen konsequenten Ausbau des kommunalen Hitzeschutzes in Baden-Württem-

berg erforderlich. Da der Südwesten Deutschlands überdurchschnittlich von Temperaturer-

höhungen sowie Extremtemperaturen betroffen ist, ist die Umsetzung konkreter Hitzeschutz-

maßnahmen unumgänglich, um alle Bewohnerinnen und Bewohner, insbesondere aber auch 

vulnerable Bevölkerungsgruppen gezielt zu schützen. 

 


